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Antrag 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten Vorschlag 
einer Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung Nr. 259/68 
des Rates zur Festlegung des Statuts der Beamten der Europäischen 
Gemeinschaften und der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen 
Bediensteten dieser Gemeinschaften 

— Drucksache 7/4883 — 

A. Problem 

Die bisherigen Personalvorschriften für die in den Forschungs- 
stellen der Gemeinschaft tätigen Bediensteten haben sich nach 
Auffassung der Kommission unter folgenden Aspekten als un- 
zulänglich erwiesen: 

— Bedienstete auf Zeit können nur für höchstens drei Jahre 
eingestellt werden; 

— in den Forschungsstellen verrichtet das Personal teilweise 
die gleiche Arbeit, hat aber einen unterschiedlichen Status: 

EG-Beamte, Bedienstete auf Zeit, Atomanlagenbedienstete, 
örtliche Bedienstete. 


B. Lösung 

Die bisherigen Bestimmungen über die Dauer der Beschäfti- 
gungsverhältnisse sollen flexibler gestaltet werden. 

Die Vorschläge hinsichtlich der Behandlung der Atomanlagen- 
bediensteten und der örtlichen Bediensteten müssen noch ge- 
prüft werden. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht unmittelbar belastet. 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Vorschlag der Kommission wird zur Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, bei den weiteren Verhandlungen auf eine 
den deutschen Vorstellungen entsprechende Lösung hinzuwirken. 


Bonn, den 3. Juni 1976 


Der Innenausschuß 
Dr. Schäfer (Tübingen) 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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